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3. Für die Widerklage oder die Forderung auf Auf­
rechnung, die sich aus demselben Rechtsverhältnis 
wie die Hauptklage ergeben, ist dasselbe Schieds­
gericht zuständig, das die Hauptklage verhandelt.

Artikel III

1. Die Schiedsgerichte sind nicht für Forderungen auf 
Vertragsabschluß oder auf Annahme einzelner Ver­
tragsbedingungen zuständig.

2. Die Bestimmung des Absatzes 1 dieses Artikels be­
rührt nicht die Zuständigkeit des Schiedsgerichtes 
für Forderungen des Geschädigten auf Zahlung 
einer Vertragsstrafe wegen Verletzung eines Ver­
trages über den Abschluß eines künftigen Ver­
trages oder auf Ersatz der Schäden, die durch eine 
solche Verletzung hervorgerufen worden sind.

Artikel IV

1. Entscheidungen der in Absatz 1 des Artikels II ge­
nannten Schiedsgerichte sind endgültig und ver­
bindlich. Sie werden von den Partnern freiwillig 
erfüllt

2. Diese Entscheidungen gelten ohne weiteres Ver­
fahren als anerkannt und unterliegen der Voll­
streckung in jedem Teilnehmerland der Konven­
tion nach derselben Ordnung wie rechtskräftige 
Entscheidungen staatlicher Gerichte des Voll­
streckungslandes.

3. Auf die durch das Schiedsgericht bestätigten Ver­
gleiche werden die Bestimmungen der Absätze 1 
und 2 dieses Artikels entsprechend angewendet.

4. Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 dieses Ar­
tikels erstrecken sich auch auf Entscheidungen der 
Spezialschiedsgerichte, die in Absatz 2 des Arti­
kels II der vorliegenden Konvention erwähnt sind, 
sowie auf die durch ein Spezialschiedsgericht be­
stätigten Vergleiche, sofern durch die Gesetzgebung 
des Landes, in dem sich dieses Schiedsgericht be­
findet, nichts anderes vorgesehen ist.

5. Bei nicht freiwilliger Erfüllung von Entscheidun­
gen der in Artikel II der vorliegenden Konven­
tion genannten Schiedsgerichte sowie von Ver­
gleichen, die durch diese Schiedsgerichte bestätigt 
worden sind, kann die Vollstreckung innerhalb 
einer Frist von zwei Jahren beantragt werden. 
Diese Verjährungsfrist beginnt mit dem Tage der 
Aushändigung der Schiedsgerichtsentscheidung an 
den Partner, der die Vollstreckung fordert, und, 
falls die Entscheidung mit der Post abgesendet 
wird, mit dem Datum des Stempels des Postamtes 
über die Annahme des Einschreibebriefes zur Be­
förderung. Im Falle eines Vergleichs beginnt diese 
Frist mit dem Tage des Abschlusses dieses Ver­
gleichs.

Artikel V

1. Die Vollstreckung der Schiedsgerichtsentscheidung 
kann durch das gerichtliche Vollstreckungsorgan 
des Vollstreckungslandes nur versagt werden,

a) wenn die Entscheidung unter Verletzung der in 
der vorliegenden Konvention aufgestellten Re­
geln über die Zuständigkeit erlassen worden ist 
oder

b) wenn der Partner, gegen den die Entscheidung 
ergangen ist, beweist, daß er infolge Verletzung 
der Regeln des Schiedsverfahrens oder infolge 
anderer Umstände, die er nicht abwenden 
konnte, nicht die Möglichkeit hatte, seine Rechte 
wahrzunehmen und das Schiedsgericht über 
diese Umstände zu unterrichten oder

c) wenn der Partner, gegen den die Entscheidung 
ergangen ist, beweist, daß die Entscheidung auf 
der Grundlage der nationalen Gesetzgebung des 
Landes, in dem sie erlassen wurde, aufgehoben 
oder ihre Vollstreckung ausgesetzt ist.

2. Wenn die Vollstreckung der Schiedsgerichtsent­
scheidung aus den in den Buchstaben „a“ und „b“ 
des Absatzes 1 dieses Artikels genannten Grün­
den abgelehnt wird, ist der Partner, zu dessen 
Gunsten sie ergangen ist, berechtigt, innerhalb 
einer dreimonatigen Frist, die am Tage der Rechts­
kraft des Beschlusses über diese Ablehnung be­
ginnt, eine neue Klage aus demselben Grunde bei 
dem kompetenten Organ zu erheben.
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Artikel VI

1. Auf Fragen, die in der vorliegenden Konvention 
geregelt sind, werden im Verhältnis zwischen ihren 
Teilnehmerländern die Bestimmungen früher von 
ihnen geschlossener bilateraler und multilateraler 
Vereinbarungen nicht angewendet, ausgenommen 
Vereinbarungen, kraft derer einzelne Kategorien 
zivilrechtlicher Streitigkeiten zur ausschließlichen 
Zuständigkeit bestimmter Organe gehören.

2. Die vorliegende Konvention wird auch nicht auf 
Zivilrechtsstreitigkeiten angewendet, die entspre­
chend einem zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
der Konvention geltenden nationalen Gesetz der 
ausschließlichen Zuständigkeit der Gerichtsorgane 
oder anderer staatlicher Organe unterliegen.

Artikel VII

Die vorliegende Konvention berührt nicht Verfahren, 
die am Tage des Inkrafttretens der Konvention an­
hängig sind.


